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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
über Unternehmensbeteiligungsgesellschaften 

(UBGG) 

(Gesetzentwurf der Abgeordneten Pieroth, Katzer, 
Dr. Burgbacher, Dr. von Bismarck, Dr. Finger, Vogt 
und der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

1. Nicht-börsenfähige Unternehmen können haftendes Eigen- 
kapital nur unter erschwerten Bedingungen am Kapitalmarkt 
aufnehmen. Diese Schwierigkeiten müssen in der marktwirt- 
schaftlichen Ordnung privatwirtschaftlich gelöst werden. Der 
vorliegende Gesetzentwurf soll ein modernes Instrument 
bieten, um diese Aufgaben von konkurrierenden dynami- 
schen Unternehmen lösen zu lassen. 

2. Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaften müssen sich für 
die Finanzierung der Beteiligungen über den Markt ihrer- 
seits Kapital beschaffen. Hier sind gerade heute breite 
Schichten zu gewinnen. Der Entwurf für das UBGG soll dafür 
den ordnungspolitischen Rahmen, insbesondere zum Schutz 
für diese Anlegerschichten bieten. 


B. Lösung 

1. Durch das UBGG wird die ordnungsrechtliche Grundlage da- 
für geschaffen, daß unter Wettbewerbsbedingungen private 
Unternehmer Unternehmensbeteiligungsgesellschaften grün- 
den oder ausbauen können. Staatliche Interventionsmaß- 
nahmen sollen auf ein marktwirtschaftlich notwendiges Maß 
eingeengt werden. 

2. Die Beschaffung von Eigenkapital wird für die mittlere Wirt- 
schaft über das Gesetz erleichtert, denn die Beteiligungen, 
die die Unternehmensbeteiligungsgesellschaften eingehen, 
umfassen die Formen von voll haftendem Eigenkapital (ähn- 
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lieh dem Aktienkapital einer Aktiengesellschaft), über For- 
men der Stillen Gesellschaft bis hin zur Form eines partiari- 
schen Darlehens. Die Palette dieser Möglichkeiten garantiert, 
daß die Unternehmensbeteiligungsgesellschaften flexibel auf 
die Beteiligungswünsche seitens der Wirtschaft reagieren 
kann. Gerade dort, wo der Zugang zum Eigenkapitalmarkt 
verengt war, wird die Situation am deutlichsten verändert. 
Eine Verbesserung der Finanzstruktur der Unternehmen 
wird damit auch zur Sicherung des Wachstums und zur Ver- 
stetigung der Konjunktur beitragen. 

3. über die öffentliche Ausgabe von Anteilscheinen an dem 
Beteiligungsvermögen refinanzieren sich die Unternehmens- 
beteiligungsgesellschaften. Die im Gesetzentwurf vorgese- 
henen Anlegerschutzvorschriften gewähren den Anlegern 
besonderen Schutz. Die weitgehende Pflicht zur Risiko- 
streuung und zur Publizität sowie die detailliert vorgeschrie- 
benen Vertragsbedingungen tragen den Gedanken Rech- 
nung, daß über die Unternehmensbeteiligungsgesellschaften 
gerade breite Kreise zum Sparen in Wertpapieren der Wirt- 
schaft angeregt werden sollen. Die Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaft erhält hier in Funktion und Technik eine 
analoge gesetzliche Regelung zu der der bewährten Invest- 
mentgesellschaften. Die Unternehmensbeteiligungsgesell- 
schaft kann darüber hinaus Sondervermögen bilden, deren 
Zertifikate an der Börse gehandelt werden. Für die breite 
Streuung von Eigentum an Unternehmen werden neue 
Impulse gegeben. 


C. Kosten 

Durch den — gesetzlich geregelten — „Durchgangscharakter" 
der Unternehmensbeteiligungsgesellschaft entstehen keine Aus- 
fälle bei der Einkommen- und Vermögensteuer, da diese Steuern 
beim Zertifikatinhaber voll erhoben werden. 

Zu geringfügigen Ausfällen kommt es dagegen bei der Gewerbe- 
steuer. Sie betragen je 500 Millionen DM bestehender Beteili- 
gungen etwa 10 Millionen DM. Der Ausfall geht bei dem vor- 
gesehenen Abbau der Gewerbesteuer entsprechend zurück. 
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Antrag 

der Abgeordneten Pieroth, Katzer, Dr. Burgbacher, Dr. von 
Bismarck, Dr. Finger, Vogt und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über Unternehmensbeteiligungsgesellschaften (UBGG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Begriff der UBG, Rechtsform 

(1) Unternehmensbeteiligungsgesellschaften sind 
Unternehmen, deren Gesdiäftsbereidi darauf ge- 
richtet ist, bei ihnen eingelegtes Geld im eigenen 
Namen für gemeinschaftliche Rechnung der Ein- 
leger nach dem Grundsatz der Risikomischung in Be- 
teiligungen oder Wertpapieren gesondert von dem 
eigenen Vermögen anzulegen und über die hieraus 
sich ergebenden Rechte der Einleger (Anteilinhaber) 
Urkunden (Anteilscheine) auszustellen und öffent- 
lich anzubieten. 

(2) Unternehmensbeteiligungsgesellschaften dür- 
fen nur in der Rechtsform der Aktiengesellschaft, 
der Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder der 
e. Genossenschaft mbH betrieben werden. 

(3) Die Aktien einer in der Rechtsform der Ak- 
tiengesellschaft betriebenen Untemehmensbeteili- 
gungsgesellschaft müssen auf Namen lauten. Diese 
Aktien können nicht durch Blankoindossament über- 
tragen werden; ein Blankoindossament wird auch 
durch nachträgliche Ausfüllung nicht wirksam. .Als 
rechtmäßiger Inhaber einer solchen Aktie gilt ab- 
weichend von Artikel 16 Abs. 1 Satz 1 des Wechsel- 
gesetzes, wer die Aktie in Händen hat, sofern er 


sein Recht durch eine ununterbrochene Reihe von 
Indossamenten nachweist, die nicht Blankoindossa- 
mente sind, und zwar auch dann, wenn ein Indossa- 
ment der Reihe ein erst nachträglich ausgefülltes 
Blankoindossament ist. Artikel 16 Abs. 1 Satz 3 des 
Wechselgesetzes findet keine Anwendung. 

(4) Die Übertragung von Aktien (Geschäftsan- 
teilen) einer Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
bedarf der Zustimmung der Gesellschaft. Die Zu- 
stimmung gibt der Vorstand (Geschäftsführer), wenn 
die Satzung (Gesellschaftsvertrag) nichts anderes 
bestimmt. 

§ 2 

Kreditinstitutseigenschaft 

(1) Unternehmensbeteiligungsgesellschaften sind 
Kreditinstitute und unterliegen den für Kreditin- 
stitute geltenden gesetzlichen Vorschriften. 

(2) Die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb soll einer 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaft nur erteilt 
werden 

a) wenn ein ausreichendes Nennkapital nachgewie- 
sen wird, 

b) wenn das Nennkapital voll eingezahlt ist, 

c) wenn die Satzung (Gesellschaftsvertrag) der Ge- 
sellschaft vorsieht, daß außer den Geschäften, die 
zur Anlage ihres eigenen Vermögens erforder- 
lich sind, nur die in § 1 Abs. 1 genannten Ge- 
schäfte betrieben werden. 

Die Erlaubnis darf nicht erteilt werden, wenn das 
Nennkapital weniger als fünfhunderttausend Deut- 
sche Mark beträgt. 
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§ 3 

Aufsiditsrat bei einer GmbH oder e. Genossenschaft 
mbH 

Wird die Unternehmensbeteiligungsgesellsdiaft in 
der Reditsform einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung oder e. Genossenschaft mit beschränkter 
Haftpflicht betrieben, so ist ein Aufsichtsrat zu bil- 
den. Seine Zusammensetzung sowie seine Rechte 
und Pflichten bestimmen sich nach § 90 Abs. 3, 4, 5 
Satz 1 und 2, §§ 95 bis 114, 116, 118 Abs. 2, § 125 
Abs. 3, §!§ 171, 268 Abs. 2 des Aktiengesetzes. 

§ 4 

Persönliche Voraussetzungen 
der Aufsichtsratsmitglieder 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats sollen ihrer 
Persönlichkeit und ihrer Sachkunde nach die Wah- 
rung der Interessen der Anteilinhaber gewähr- 
leisten. Die Bestellung des Aufsichtsrates und jeder 
Wechsel der Aufsichtsratsmitglieder sind der Bank- 
aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, soweit die 
Aufsichtsratsmitglieder als Vertreter der Arbeitneh- 
mer nach den Vorschriften des Betriebsverfassungs- 
gesetzes gewählt werden. 

§ 5 

Erwerbs verbot für Vorstand (Gesdiäftsführer) 

Mitglieder des Vorstandes (Geschäftsführer) oder 
des Aufsichtsrats einer Unternehmensbeteiligungs- 
gesellschaft können Gegenstände des Sonderver- 
mögens weder von der Gesellschaft kaufen noch an 
diese verkaufen, sofern die Gesellschaft bei den Ge- 
schäften für gemeinsame Rechnung der Anteilin- 
haber handelt. Dies gilt auch für den Erwerb und die 
Rücknahme von Anteilscheinen der Untemehmens- 
beteiligungsgesellschaft. 

§ 6 

Liquidität der Untemehmensbeteiligungsgesellschaft 

Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft hat 
mindestens 20 vom Hundert ihres Eigenkapitals 
(§ 10 Abs. 2 des Gesetzes für das Kreditwesen) in 
Guthaben bei einem geeigneten Kreditinstitut oder 
in Wertpapieren zu unterhalten, die von der Deut- 
schen Bundesbank zum Lombard verkehr zugelassen 
sind. 

§ 7 

Sondervermögen 

(1) Das bei der Unternehmensbeteiligungsgesell- 
schaft gegen Ausgabe von Anteilscheinen einge- 
legte Geld und die damit angeschafften Vermögens- 
gegenstände bilden ein Sondervermögen. Die zum 
Sondervermögen gehörenden Gegenstände stehen 
im Eigentum der Unternehmensbeteiligungsgesell- 
schaft. Das Sondervermögen ist von dem eigenen 
Vermögen der Unternehmensbeteiligungsgesell- 
schaft getrennt zu halten. 


(2) Zum Sondervermögen gehört auch alles, was 
die Untemehmensbeteiligungsgesellschaft auf Grund 
eines zum Sondervermögen gehörenden Rechts oder 
durch ein Rechtsgeschäft erwirbt, das sich auf das 
Sondervermögen bezieht, oder was derjenige, dem 
das Sondervermögen zusteht, als Ersatz für ein zum 
Sondervermögen gehörendes Recht erwirbt. 

(3) Kein Anteilinhaber kann die Aufhebung der 
in Ansehung des Sondervermögens bestehenden Ge- 
meinschaft der Anteilinhaber verlangen; ein sol- 
ches Recht steht auch nicht einem Pfandgläubiger 
oder Pfändungsgläubiger oder dem Konkursverwal- 
ter über das Vermögen eines Anteilinhabers zu. 

(4) Die Untemehmensbeteiligungsgesellschaft darf 
mehrere Sondervermögen bilden. Diese haben sich 
durch ihre Bezeichnung zu unterscheiden und sind 
getrennt zu halten. 

(5) Eine Untemehmensbeteiligungsgesellschaft 

darf nur Sondervermögen bilden, 

a) für die entweder die Satzung die Rücknahme von 
Anteilscheinen durch die Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaft vorschreibt (§>§ 21 ff.) 

b) oder für deren Anteilscheine sie die Zulassung 
zum amtlichen Handel an einer deutschen Börse 
und die Einbeziehung in den geregelten Freiver- 
kehr veranlaßt (§§ 31 ff.). 

(6) Eine Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
darf neben dem Sondervermögen nach Absatz 1 
Sondervermögen bilden, auf die die Vorschriften 
des Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaften An- 
wendung finden. 

§ 8 

Bezeichnungssdiutz 

(1) Die Bezeichnung „Untemehmensbeteiligungs- 
gesellschaft" darf in der Firma, als Zusatz zur Firma, 
zur Bezeichnung des Geschäftszweckes oder zu 
Werbezwecken nur von Unternehmensbeteiligungs- 
gesellschaften im Sinne von § 1 geführt werden. 

(2) Die Ausgabe von Anteilscheinen mit Bezeich- 
nungen, die das Wort „Unternehmensbeteiligung" 
allein oder im Zusammenhang mit anderen Worten 
enthalten, ist nur Unternehmensbeteiligungsgesell- 
schaften gestattet. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für Unternehmen, die das 
Wort „Untemehmensbeteiligungsgesellschaft" in 
einem Zusammenhang führen, der den Anschein 
ausschließt, daß der Inhalt des Geschäftsbetriebes 
auf die Anlage von Geldvermögen gerichtet ist, 

(4) Die nach dem Gesetz für das Kreditwesen zu- 
ständige Zulassungsstelle darf eine Untemehmens- 
beteiligungsgesellschaft oder ein Sondervermögen 
einer bestehenden Untemehmensbeteiligungsgesell- 
schaft nur zulassen, wenn durch die Firma, durch 
Zusätze zur Firma, zur Bezeichnung des Geschäfts- 
zweckes oder zu Werbezwecken der einzuführenden 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaft oder des ein- 
zuführenden Sondervermögens eine Gefahr der Ver- 
wechslung mit der Firma einer bestehenden Unter- 
nehmensbeteiligungsgesellschaft oder eines beste- 
henden Sondervermögens nicht entstehen kann. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Vorschriften über das Sondervermögen 

ERSTER TITEL 
Allgemeine Vorschriften 

§ 9 

Anlagegrundsätze, Anlagegrenzen 

(1) Eine Unternehmensbeteiligungsgesellschaft, 
die das bei ihr eingelegte Geld anlegt, darf für ein 
Sondervermögen, sofern auf dieses nicht die Vor- 
schriften des Gesetzes über Kapitalanlagegesell- 
schaften (KAGG) Anwendung finden, nur erwerben: 

a) Beteiligungen als stiller Gesellschafter an einem 
inländischen Handelsgewerbe 

b) Beteiligungen als Kommanditist an einer inlän- 
dischen Kommanditgesellschaft 

c) Beteiligungen als Gesellschafter in einer inlän- 
dischen Gesellschaft mit beschränkter Elaftung 

d) Beteiligungen als Genosse bei einer inländischen 
Genossenschaft mit beschränkter Haftpflicht 

e) Aktien und Kuxe von inländischen Gesellschaf- 
ten, die nicht zum amtlichen Handel an einer 
deutschen Börse zugelassen oder in den geregel- 
ten Freiverkehr einbezogen sind 

f) Beteiligungen, die mit ausländischen Unterneh- 
men im Sinne von Buchtsaben a bis e eingegan- 
gen sind, sofern der Erwerb solcher Beteiligun- 
gen in den Satzungsbedingungen vorgesehen ist 

g) Wertpapiere, die an einer deutschen Börse zum 
amtlichen Handel zugelassen oder in den ge- 
regelten Freiverkehr einbezogen sind 

h) Wertpapiere, deren Zulassung an einer deut- 
schen Börse noch nicht erfolgt, aber in den Aus- 
gabebedingungen vorgesehen ist, sofern der Er- 
werb bei der Ausgabe oder im ersten bis dritten 
Jahr nach der Ausgabe erfolgt 

i) Wertpapiere, die ausschließlich an ausländischen 
Börsen zugelassen sind oder gehandelt werden, 
sofern der Erwerb solcher Wertpapiere in den 
Vertragsbedingungen vorgesehen ist 

k) Wertpapiere, die in Ausübung von Bezugsrech- 
ten, die zum Sondervermögen gehören, erwor- 
ben werden 

l) Aktien, die als Freiaktien zugeteilt werden 

m) Bezugsrechte, sofern die Wertpapiere, aus denen 
die Bezugsrechte herrühren, nach Buchstaben g 
bis i erworben werden könnten 

n) Beteiligungsähnliche Darlehen und verzinsliche 
Darlehensforderungen mit Gewinnbeteiligung 
oder dem Recht auf Umwandlung in eine Beteili- 
gung oder 

o) Darlehen an inländischen und ausländischen Un- 
ternehmen, wenn die Unternehmensbeteiligungs- 
gesellschaft für Rechnung des Sondervermögens 
an diesen Unternehmen beteiligt ist, jedoch höch- 


stens bis zum Gesamtbetrag der bestehenden Be- 

i teiligungen. 

I § 23 bleibt unberührt. 

(2) Beteiligungen, bei denen eine Resteinzah- 
lungspflicht oder eine über den Beteiligungsbetrag 
hinausgehende Haftpflicht besteht, sowie Bezugs- 
rechte auf nicht voll eingezahlte Aktien dürfen für 
ein Sondervermögen nur erworben werden, wenn 
ihr Erwerb in den Vertragsbedingungen vorgesehen 
ist. Beteiligungen, bei denen eine Resteinzahlungs- 
pflicht oder eine Haftpflicht nach Satz 1 besteht, dür- 
fen nur insoweit erworben werden, als der Gesamt- 
betrag dieser Resthaftsumme aus allen Beteiligun- 
gen den vierten Teil des Sondervermögens und der 
Einzelbetrag dieser Resthaftsumme bei einer Be- 
teiligung das Dreifache des eingezahlten Betrages 
nicht übersteigt. 

(3) Beteiligungen, Wertpapiere und Kredite des- 
selben Unternehmens dürfen für das einzelne Son- 
dervermögen nur insoweit erworben werden, als zur 
Zeit des Erwerbs ihr Wert zusammen mit dem Wert 
der bereits in dem Sondervermögen befindlichen Be- 
teiligungen, Wertpapiere und Kredite desselben Un- 
ternehmens unter Einrechnung der Resteinzahlungs- 
pflicht nicht 5 vom Hundert des Wertes des Sonder- 
vermögens übersteigt. Darüber hinaus dürfen wei- 
tere Beteiligungen, Wertpapiere und Kredite des- 
selben Unternehmens bis zur Grenze von 10 vom 
Hundert des Wertes des Sondervermögens erwor- 
ben werden, wenn diese in den Vertragsbedingun- 
gen vorgesehen ist, die Bankaufsichtsbehörde den 
Erwerb von Beteiligungen, Wertpapieren und Kredi- 
ten dieses Unternehmens über die Grenze von 5 
vom Hundert hinaus genehmigt hat und der Gesamt- 
wert der Beteiligungen, Wertpapiere und Kredite 
dieser Unternehmen 30 vom Hundert des Wertes des 
Sondervermögens nicht übersteigt. Beteiligungen, 
Wertpapiere und Kredite von Konzernunternehmen 
im Sinne von § 18 des Aktiengesetzes gelten als Be- 
teiligungen, Wertpapiere und Kredite desselben 
Unternehmens. 

(4) Der Bestand an Aktien von Unternehmen, de- 
ren Anteile zum amtlichen Handel zugelassen oder 
in den geregelten Freiverkehr einbezogen sind, in 
einem Sondervermögen darf 25 Prozent des Sonder- 
vermögens nicht übersteigen. Der Gesamtbestand 
an Schuldverschreibungen in einem Sondervermö- 
gen darf 20 Prozent des Sondervermögens nicht 
übersteigen. 

(5) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
darf auf Rechnung des Sondervermögens Kredite 
aufnehmen. Der Gesamtbetrag der Kredite darf 
30 Prozent des Sondervermögens nicht überschrei- 
ten. 

(6) Für ein Sondervermögen können Anteil- 
scheine eines anderen Sondervermögens, Beteiligun- 
gen an anderen Unternehmensbeteiligungsgesell- 
schaften und Kapitalanlagegesellschaften Anteile 
an einer ausländischen Unternehmensbeteiligungs- 
gesellschaft und ausländische Investmentanteile 
(§ 1 Abs. 1 des Gesetzes über den Vertrieb auslän- 
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discher Investmentanteile und über die Besteuerung 
der Erträge aus ausländischen Investmentanteilen 
vom 28. Juli 1969) nicht erworben werden. 

(7) Die Rechtswirksamkeit des Erwerbs von Be- 
teiligungen, Wertpapieren oder Bezugsrechten wird 
durch einen Verstoß gegen die Vorschriften der Ab- 
sätze 1 bis 4 und 6 nicht berührt. 

§ 10 

Geltung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen 

Für die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
und die von ihr erworbenen Beteiligungen in allen 
Sondervermögen finden die Vorschriften über das 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, insbe- 
sondere §§ 1 und 22 ff., entsprechend Anwendung. 

§ 11 

Treuhänderschaft der Unternehmensbeteiligungs- 
gesellschaft, Sicherheitsvorschriften 

(1) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft ist 
berechtigt, im eigenen Namen über die zu einem 
Sondervermögen gehörenden Gegenstände nach 
Maßgabe dieses Gesetzes und der Vertragsbedin- 
gungen zu verfügen und alle Rechte aus ihnen aus- 
zuüben. 

(2) Gegenstände, die zu einem Sondervermögen 
gehören, dürfen außer zur Sicherung von Krediten 
nach § 9 Abs. 5 nicht verpfändet oder sonst belastet, 
zur Sicherung übereignet oder zur Sicherung ab- 
getreten werden; eine unter Verstoß gegen diese 
Vorschrift vorgenommene Verfügung ist gegen- 
über den Anteilinhabern unwirksam. 

(3) Forderungen gegen die Gesellschaft und 
Forderungen, die zu einem Sondervermögen ge- 
hören, können nicht gegeneinander aufgerechnet 
werden. 

(4) Auf das Rechtsverhältnis zwischen den An- 
teilinhabern und der Unternehmensbeteiligungs- 
gesellschaft ist das Gesetz über die Verwahrung 
und Anschaffung von Wertpapieren vom 4, Februar 
1937 (Reichsgesetzbl.I S. 171) nicht anzuwenden. 

§ 12 

Verwaltung des Sondervermögens 

(1) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft hat 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns das 
Sondervermögen für gemeinschaftliche Rechnung 
der Anteilinhaber zu verwalten und deren Rechte 
und Interessen zu wahren, insbesondere auch bei 
der Ausübung der mit dem Sondervermögen ver- 
bundenen Gesellschafter- und Gläubigerrechte. Sie 
soll das Recht der Gesellschafter im Regelfall selbst 
ausüben. Sie darf einen anderen zur Ausübung des 
Gesellschafterrechts nur für den Einzelfall und nur, 
soweit die Beteiligung der Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaft aus allen Sondervermögen einen 


Anteil von 5 vom Hundert am Eigenkapital des 
Unternehmens nicht übersteigt, ermächtigen; dabei 
soll sie Weisungen für die Ausübung erteilen. 

(2) Das Sondervermögen haftet nicht für Ver- 
bindlichkeiten der Unternehmensbeteiligungsgesell- 
schaften. Das gilt auch für Verbindlichkeiten der 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaft aus Rechts- 
geschäften, die diese für gemeinschaftliche Rech- 
nung der Anteilinhaber schließt. 

(3) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
kann sich wegen ihrer Ansprüche auf Vergütung 
und auf Ersatz von Aufwendungen aus den für 
gemeinschaftliche Rechnung der Anteilinhaber ge- 
tätigten Geschäften sowie wegen der von ihr an die 
Depotbank nach § 13 Abs. 7 zu leistenden Beträge 
nur aus dem Sondervermögen befriedigen; die 
Anteilinhaber haften ihr nicht persönlich. 

§ 13 

Depotbank 

(1) Mit der Verwahrung von Bargeld, Guthaben 
und Wertpapieren aus dem Bestand der Sonder- 
vermögen sowie mit der Ausgabe und Rücknahme 
von Anteilscheinen hat die Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaft ein anderes Kreditinstitut (Depot- 
bank) zu beauftragen. Geschäftsleiter (§ 1 Abs. 2 
des Gesetzes über das Kreditwesen), Prokuristen 
und die zum gesamten Geschäftsbetrieb ermächtig- 
ten Handlungsbevollmächtigten der Depotbank 
dürfen nicht gleichzeitig Angestellte der Unter- 
nehmensbeteiligungsgesellschaft sein. Die Auswahl 
der Depotbank und jeder beabsichtigte Wechsel sind 
spätestens zwei Wochen vor Abschluß des Ver- 
trages der Bankaufsichtsbehörde anzuzeigen. Sie 
kann der Auswahl und dem Wechsel der Depotbank 
innerhalb der gleichen Frist widersprechen. Die 
Depotbank muß ein haftendes Eigenkapital von 
mindestens zehn Millionen Deutsche Mark haben; 
dies gilt nicht, wenn die Depotbank eine Wert- 
papiersammelbank im Sinne von § 1 Abs. 3 des 
Gesetzes über die Verwahrung und Anschaffung 
von Wertpapieren (Depotgesetz) vom 4. Februar 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 171) ist. 

(2) Die Bankaufsichtsbehörde kann jederzeit der 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaft einen Wech- 
sel der Depotbank auferlegen. Dies gilt insbeson- 
dere dann, wenn das haftende Eigenkapital der 
Depotbank unter zehn Millionen Deutsche Mark 
zurückgeht oder wenn der Teil des Sondervermö- 
gens, der nach den Vertragsbedingungen höchstens 
in Bankguthaben gehalten werden darf, die Hälfte 
der übrigen Verbindlichkeiten der Depotbank über- 
steigt. 

(3) Die zu einem Sondervermögen gehörenden 
Wertpapiere sind von der Depotbank in ein ge- 
sperrtes Depot zu legen. Die Depotbank darf die 
Wertpapiere nur einer Wertpapiersammelbank (§ 1 
Abs. 3 des Depotgesetzes) zur Verwahrung an- 
vertrauen; Wertpapiere, die an ausländischen Bör- 
sen zugelassen sind oder gehandelt werden, kann 
sie einer ausländischen Bank zur Verwahrung an- 
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vertrauen. Der Preis für die Ausgabe von Anteil- 
scheinen ist an die Depotbank zu entrichten und 
von dieser auf einem für das Sondervermögen ein- 
gerichteten gesperrten Konto zu verbuchen. Das 
gleiche gilt für die Mittel bei Kreditaufnahme und 
den Kaufpreis aus dem Verkauf von Wertpapieren, 
die zu einem Sondervermögen gehören, und für 
die Erträge von solchen Wertpapieren. 

(4) Aus den gesperrten Konten oder Depots führt 
die Depotbank auf Weisung der Unternehmens- 
beteiligungsgesellschaft die Bezahlung des Kauf- 
preises beim Erwerb von Beteiligungen, Wert- 
papieren oder Bezugsrechten, die Lieferung beim 
Verkauf von Wertpapieren oder Bezugsrechten, die 
Zahlung des Rückkaufpreises bei der Rücknahme 
von Anteilen, die Nachschußpflichten aus Beteili- 
gungen, die Rückzahlung von Krediten sowie die 
Auszahlung von auszuschüttenden Beträgen an die 
Anteilinhaber durch. 


Monaten durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger 
zu kündigen. Die Vertragsbedingungen können eine 
längere Kündigungsfrist vorsehen. 

(2) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
kann ihre Auflösung nicht für einen früheren als 
den Zeitpunkt beschließen, in dem ihr Recht zur 
Verwaltung aller Sondervermögen erlischt. 

(3) Das Recht der Unternehmensbeteiligungs- 
gesellschaft, die Sondervermögen zu verwalten, er- 
lischt ferner mit der Eröffnung des Konkursverfah- 
rens über das Vermögen der Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaft oder mit der Rechtskraft des Ge- 
richtsbeschlusses, durch den die Eröffnung des 
Konkursverfahrens wegen Fehlens einer den Ko- 
sten des Verfahrens entsprechenden Konkursmasse 
abgelehnt wird (§ 107 der Konkursordnung). Die 
Sondervermögen gehören nicht zur Konkursmasse 
der Unternehmensbeteiligungsgesellschaft. 


(5) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft hat 
den Erwerb und die Veräußerung von Beteiligungen 
der Depotbank nachzuweisen. 

(6) Die Depotbank hat dafür zu sorgen, daß bei 
den für gemeinschaftiiche Rechnung der Anteil- 
inhaber getätigten Geschäften der Gegenwert in 
ihre Verwahrung gelangt. 

(7) Die Depotbank darf der Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaft aus den zu einem SondervermÖ- 
gen gehörenden Konten nur die ihr nach den Ver- 
tragsbedingungen für die Verwaltung des Sonder- 
vermögens zustehende Vergütung und den ihr zu- 
stehenden Ersatz von Aufwendungen auszahlen. Die 
ihr selbst für die Verwahrung des Sondervermö- 
gens zustehende Vergütung darf sie nur mit Zu- 
stimmung der Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
entnehmen. 

(8) Die Depotbank ist berechtigt und verpflichtet, 
im eigenen Namen 

1. Ansprüche der Anteilinhaber gegen die Unter- 
nehmensbeteiligungsgesellschaft oder eine frü- 
here Depotbank oder gegen den Erwerber eines 
Vermögensgegenstandes geltend zu machen, 

2. im Wege einer Klage nach § 771 der Zivilprozeß- 
ordnung Widerspruch zu erheben, wenn in ein 
Sondervermögen wegen eines Anspruchs voll- 
streckt wird, für den das Sondervermögen nicht 
haftet; die Anteilinhaber können nicht selbst 
Widerspruch gegen die Zwangsvollstreckung er- 
heben. 

Die Depotbank kann für diese Tätigkeit von der 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaft eine an- 
gemessene Vergütung und Ersatz der ihr entstehen- 
den Aufwendungen verlangen. 

§ 14 

Kündigung und Verlust des Verwaltungsrechts 


(4) Wird die Unternehmensbeteiligungsgesell- 
schaft aus einem in den Absätzen 2 und 3 nicht ge- 
nannten Grund aufgelöst oder wird das gericht- 
liche Vergleichsverfahren eröffnet oder wird gegen 
sie ein allgemeines Verfügungsverbot erlassen, so 
hat die Depotbank das Recht, hinsichtlich des Son- 
dervermögens, für das sie als Depotbank benannt 
ist, für die Anteilinhaber deren Vertragsverhält- 
nis mit der Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zu kündigen. 

§ 15 

Abwicklung 

(1) Erlischt das Recht der Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaft, ein Sondervermögen zu verwal- 
ten, so geht das Sondervermögen auf die Depot- 
bank über. 

(2) Die Depotbank hat das Sondervermögen ab- 
zuwickeln und an die Anteilinhaber zu verteilen. 
Mit Genehmigung der Bankaufsichtsbehörde kann 
sie von der Abwicklung und Verteilung absehen 
und einer anderen Unternehmensbeteiligungsgesell- 
schaft die Verwaltung des Sondervermögens nach 
Maßgabe der bisherigen Vertragsbedingungen über- 
tragen. 

§ 16 

Anteilscheine 

(1) In den Anteilscheinen werden die Ansprüche 
des Anteilinhabers gegenüber der Unternehmens- 
beteiligungsgesellschaft verbrieft. Die Anteilscheine 
können auf den Inhaber oder auf Namen lauten. 
Lauten sie auf Namen, so gelten für sie die §§ 67, 
68 des Aktiengesetzes entsprechend. Die Anteil- 
scheine sind von der Unternehmensbeteiligungs- 
gesellschaft und von der Depotbank zu unterzeich- 
nen. Die Unterzeichnung kann durch mechanische 
Vervielfältigung geschehen. 


(1) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft ist I 
berechtigt, die Verwaltung eines Sondervermögens | 
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs ] 


(2) Anteilscheine können über einen oder meh- 
rere Anteile desselben Sondervermögens ausgestellt 
werden. Die Anteile an einem Sondervermögen 
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dürfen nicht verschiedene Rechte haben und müssen j 
sämtliche zu dem Sondervermögen gehörenden i 
Gegenstände umfassen. 

(3) Das in Absatz 2 Satz 2 ausgesprochene Ver- , 
bot der Begebung von Anteilen unterschiedlichen | 
Rechts gilt nicht, soweit nach den Vertragsbedin- > 
gungen zugelassen wird, für ein Sondervermögen 
gleichzeitig Inhaber- und Namenspapiere auszu- ' 
stellen. 

§ 17 

Widerrufsrecht 

(1) Ist der Käufer von den Anteilscheinen eines j 
Sondervermögens durch mündliche Verhandlungen 
außerhalb der ständigen Geschäftsräume desjenigen, 
der die Anteilscheine verkauft oder den Verkauf 
vermittelt hat, dazu bestimmt worden, eine auf 
den Kauf gerichtete Willenserklärung abzugeben, 
so ist er an diese Erklärung nur gebunden, wenn 
er sie nicht der Unternehmensbeteiligungsgesell- 
schaft gegenüber binnen einer Frist von zwei 
Wochen schriftlich widerruft; dies gilt auch dann, 
wenn derjenige, der die Anteilscheine verkauft 
oder den Verkauf vermittelt, keine ständigen Ge- , 
schäftsräume hat. 

(2) Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige ; 
Absendung des Widerrufs. Der Lauf der Frist be- ' 
ginnt erst, wenn der Verkaufsprospekt dem Käufer 
ausgehändigt worden ist. Ist streitig, ob oder zu 
welchem Zeitpunkt der Verkaufsprospekt dem Käu- 
fer ausgehändigt wurde, so trifft die Beweislast den 
Verkäufer. 

(3) Das Recht zum Widerruf besteht nicht, wenn 
der Verkäufer nachweist, daß 

1. der Käufer die Anteilscheine im Rahmen seines 
Gewerbebetriebes erworben hat oder 

2. er den Käufer zu den Verhandlungen, die zum ; 
Verkauf der Anteilscheine geführt haben, auf 
Grund vorhergehender Bestellung (§ 55 Abs. 1 
der Gewerbeordnung) aufgesucht hat. 

(4) Ist der Widerruf erfolgt und hat der Käufer 

bereits Zahlungen geleistet, so ist die Unterneh- 
mensbeteiligungsgesellschaft verpflichtet, dem Käu- ^ 
fer, gegebenenfalls Zug um Zug gegen Rücküber- 
tragung der erworbenen Anteilscheine, die bezahl- j 
ten Kosten und einen Betrag auszuzahlen, der dem 
Wert der bezahlten Anteile (§ 26 Abs. 2 Satz 2) 1 

bzw. dem Tageskurs des Anteilscheins am Tage j 
nach dem Eingang der Widerrufserklärung ent- i 
spricht. j 

i 

(5) Auf das Recht zum Widerruf kann nicht ver- | 

zichtet werden. i 

§ 18 

Verwahrung und Verlust von Anteilscheinen ! 

I 

(1) Anteilscheine dürfen in Sammelverwahrung 
im Sinne des Depotgesetzes nur genommen werden, i 
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wenn sie auf den Inhaber lauten oder blanko in- 
dossiert sind. 

(2) Ist ein Anteilschein abhanden gekommen 
oder vernichtet, so kann die Urkunde, wenn nicht 
das Gegenteil darin bestimmt ist, im Aufgebots- 
verfahren für kraftlos erklärt werden. § 799 Abs. 2 
und § 800 des Bürgerlichen Gesetzbuches gelten 
sinngemäß. Sind Gewinnanteilscheine auf den In- 
haber ausgegeben, so erlischt mit der Kraftlos- 
erklärung des Anteilscheins auch der Anspruch aus 
den noch nicht fälligen Gewinnanteilscheinen. 

(3) Ist ein Anteilschein infolge einer Beschädi- 
gung oder einer Verunstaltung zum Umlauf nicht 
mehr geeignet, so kann der Berechtigte, wenn der 
wesentliche Inhalt und die Unterscheidungsmerk- 
male der Urkunde noch mit Sicherheit erkennbar 
sind, von der Gesellschaft die Erteilung einer neuen 
Urkunde gegen Aushändigung der alten verlangen. 
Die Kosten hat er zu tragen und vorzuschießen. 

(4) Neue Gewinnanteilscheine dürfen an den In- 
haber des Erneuerungsscheines nicht ausgegeben 
werden, wenn der Besitzer des Anteilscheines der 
Ausgabe widerspricht. In diesem Fall sind die 
Scheine dem Besitzer des Anteilscheins auszuhän- 
digen, wenn er die Haupturkunde vorlegt. 

§ 19 

Erstausgaben von Anteilscheinen 

(1) Vor dem ersten öffentlichen Anbieten von 
Anteilscheinen eines Sondervermögens sind von 
einem Sachverständigenausschuß (§ 28) die Gegen- 
stände des Sondervermögens zu bewerten. Der 
vom Sachverständigenausschuß festgestellte Wert — 
verändert um die zulässige Fortschreibung seitens 
der Geschäftsführung oder durch den Sachverstän- 
digenausschuß — • wird bei der Feststellung des 
Ausgabepreises für Anteilscheine übernommen. 

(2) Bei der Erstausgabe von Anteilscheinen eines 
Sondervermögens muß die Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaft einen Geschäftsbericht für das 
Sondervermögen, in dem die Bewertung durch den 
Sachverständigenausschuß berücksichtigt ist und der 
mit einem Prüfungsvermerk eines Wirtschaftsprü- 
fers oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ver- 
sehen ist, vorlegen. Der Aufsichtsrat der Unter- 
nehmensbeteiligungsgesellschaft hat den Geschäfts- 
bericht zu prüfen und einen Prüfvermerk anzufügen. 

(3) Vor der Erstausgabe von Anteilscheinen sind 
der Bankaufsichtsbehörde die Rechnungslegung 
sowie die Unterlagen aus den Beteiligungsverträgen 
vorzulegen. 

§ 20 

Erwerb amtlich notierter Wertpapiere 

Der Erwerb von amtlich notierten Wertpapieren 
und Bezugsrechten für das Sondervermögen darf 
höchstens zum Tageskurs, die Veräußerung muß 
mindestens zum Tageskurs erfolgen. 
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ZWEITER TITEL 

Besondere Vorschriften über das Sonder- 
vermögen mit Unternehmensbewertung 

§ 21 

Rücknahmepflicht 

(1) Jeder Inhaber von Anteilen an einem Sonder- 
vermögen nach § 7 Abs. 5 Buchstabe a kann ver- 
langen, daß ihm gegen Rückgabe des Anteilscheins 
sein Anteil an dem Sondervermögen aus diesem 
ausgezahlt wird; die Einzelheiten sind in den Ver- 
tragsbedingungen festzulegen. 

(2) Die Anteilinhaber können mit einer zwei- 
monatigen Kündigungsfrist kündigen. Die Vertrags- 
bedingungen können eine kürzere Kündigungsfrist 
festlegen. 

(3) Reichen nach Ablauf der Frist nach Absatz 2 
die nach § 23 angelegten Mittel nicht aus, so sind 
Gegenstände des Sondervermögens zu veräußern. 
Bis zur Veräußerung dieser Gegenstände zu an- 
gemessenen Bedingungen, längstens jedoch ein Jahr 
nach Vorlage des Anteilscheins zur Rücknahme, 
kann die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft die 
Rücknahme verweigern. Die Jahresfrist kann durch 
die Vertragsbedingungen auf zwei Jahre verlängert 
werden. Nach Ablauf dieser Frist darf die Unter- 
nehmensbeteiligungsgesellschaft Gegenstände des 
Sondervermögens über den in § 9 Abs. 5 hinaus- 
gehenden Betrag beleihen, wenn das erforderlich 
ist, um Mittel zur Rücknahme der Anteilscheine zu 
beschaffen. Sie ist verpflichtet, diese Belastungen 
durch Veräußerung von Gegenständen des Sonder- 
vermögens oder in sonstiger Weise abzulösen, so- 
bald dies zu angemessenen Bedingungen möglich 
ist. Für die Belastungen über den in § 9 Abs. 5 
hinausgehenden Betrag ist die Einwilligung der 
Bankaufsichtsbehörde erforderlich. Ihre Ablösung ist 
der Bankaufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

(4) Wenn die Belastungen in Absatz 3 Satz 6 
über den in § 9 Abs. 5 hinausgehenden Betrag nicht 
innerhalb eines Jahres abgelöst sind, kann die 
Bankaufsichtsbehörde der Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaft die Verwaltungsbefugnis über 
das Sondervermögen entziehen. 


§ 22 

V ertragsbedingungen 

(1) Die Vertragsbedingungen, nach denen sich 
das Rechtsverhältnis der Unternehmensbeteiligungs- 
gesellschaft zu den Anteilinhabern bestimmt, sind 
vor Ausgabe der Anteilscheine schriftlich festzu- 
legen. 

(2) Die Vertragsbedingungen bedürfen der Ge- 
nehmigung der Bankaufsichtsbehörde. Abweichun- 
gen von diesen Vertragsbedingungen sind un- 
zulässig. 


(3) Die Bankaufsichtsbehörde soll Vertrags- 
bedingungen nur genehmigen, wenn sie folgende 
Angaben enthalten: 

a) nach welchen Grundsätzen die Auswahl der zu 
beschaffenden Beteiligungen und Wertpapiere 
und andere Vermögensgegenstände erfolgt; 

b) ob und ggf. bis zu welcher Höhe eine Kredit- 
aufnahme möglich sein darf; 

c) welcher Anteil des Sondervermögens höchstens 
in Bankguthaben und Wertpapieren gehalten 
werden soll; 

d) in welcher Höhe ein Mindestanteil des Sonder- 
vermögens in Bankguthaben und Wertpapieren 
gehalten wird; 

e) welche Vergütungen aus dem Sondervermögen 
an die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
und an die Depotbank zu zahlen sind, wie sie 
berechnet werden und welche Aufwendungen 
aus dem Sondervermögen zu ersetzen sind; 

f) wie hoch der Aufschlag bei der Ausgabe der 
Anteilscheine ist (§ 26 Abs. 3), welche weiteren 
Beträge von den Zahlungen des Anteilinhabers 
zur Deckung von Kosten verwendet und wie 
diese Kosten berechnet werden; 

g) unter welchen Voraussetzungen, zu welchen Be- 
dingungen und bei welchen Stellen die Anteil- 
inhaber die Rücknahme der Anteilscheine von 
der Unternehmensbeteiligungsgesellschaft ver- 
verlangen können; 

h) in welcher Weise und zu welchen Stichtagen der 
Rechenschaftsbericht über die Entwicklung des 
Sondervermögens und seine Zusammensetzung 
erstattet und der Öffentlichkeit zugänglich ge- 
macht wird; 

i) ob und in welchem Umfang Erträge des Sonder- 
vermögens auszuschütten und wie die Veräuße- 
rungsgewinne zu verwenden sind. 

§ 23 

Liquidität 

Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft hat 
von jedem Sondervermögen einen Betrag, der min- 
destens 5 vom Hundert des Wertes des Sonder- 
vermögens entspricht, in Guthaben mit einer Kün- 
digungsfrist von längstens einem Jahr bei der De- 
potbank oder in Wertpapieren zu unterhalten, die 
von der Deutschen Bundesbank zum Lombard- 
verkehr zugelassen sind. Diese Wertpapiere werden 
mit 75 vom Hundert ihres Kurswertes auf den sich 
nach Satz 1 ergebenden Betrag angerechnet. 

§ 24 

V erkauf sprospekt 

(1) Dem Erwerber eines Anteilscheines, den er 
durch die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft er- 
wirbt, sind die Vertragsbedingungen, ein Verkaufs- 
prospekt der Untemehmensbeteiligungsgesellschaft 
und eine Durchschrift des Antrags auf Vertrags- 
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abschluß auszuhändigen. Der Antragsvordruck muß 
einen Hinweis auf die Höhe des Ausgabeaufschlags 
und auf die jährlich zu zahlende Vergütung ent- 
halten. 

(2) Der Verkaufsprospekt muß alle Angaben ent- 
halten, die im Zeitpunkt des Erwerbs für die Be- 
urteilung der Anteilscheine von wesentlicher Be- 
deutung sind. Er muß insbesondere Angaben über 
Firma, Rechtsform, Sitz und Eigenkapital der Unter- 
nehmensbeteiligungsgesellschaft und der Depot- 
bank sowie die in § 22 Abs. 3 genannten Angaben 
enthalten. Außerdem ist in dem Verkaufsprospekt 
ein Rechenschaftsbericht nach § 29 Abs. 1, dessen 
Stichtag nicht länger als 15 Monate zurückliegen 
darf, und, wenn der Stichtag des Rechenschafts- 
berichts länger als neun Monate zurückliegt, auch 
ein Halbjahresbericht nach § 25 Abs. 1 aufzunehmen 
oder dem Verkaufsprospekt als Anlage beizufügen. 
Der Verkaufsprospekt muß ferner eine Belehrung 
über das Recht des Käufers zum Widerruf nach § 17 
enthalten. Die Bankaufsichtsbehörde kann verlan- 
gen, daß in den Verkaufsprospekt weitere Angaben 
aufgenommen werden, wenn sie Grund zu der An- 
nahme hat, daß die Angaben für die Erwerber er- 
forderlich sind. 

§ 25 

Prospekthaftung 

(1) Sind in einem Verkaufsprospekt nach § 24 
Abs. 1 und 2 Angaben, die für die Beurteilung der 
Anteilscheine von wesentlicher Bedeutung sind, un- 
richtig oder unvollständig, so kann derjenige, der 
auf Grund des Verkaufsprospektes Anteilscheine 
gekauft hat, von der Unternehmensbeteiligungs- 
gesellschaft und von demjenigen, der diese Anteil- 
scheine im eigenen Namen gewerbsmäßig verkauft 
hat, als Gesamtschuldner Übernahme der Anteil- 
scheine gegen Erstattung des von ihm gezahlten 
Betrages verlangen. Ist der Käufer in dem Zeit- 
punkt, in dem er von der Unrichtigkeit oder Unvoll- 
ständigkeit des Verkaufsprospektes Kenntnis er- 
langt hat, nicht mehr Inhaber des Anteilscheins, so 
kann er die Zahlung des Betrages verlangen, um 
den der von ihm gezahlte Betrag den Rücknahme- 
preis des Anteils im Zeitpunkt der Veräußerung 
übersteigt. 

(2) Angaben von wesentlicher Bedeutung im 
Sinne des Absatzes 1 sind die in § 24 Abs. 2 Satz 2 
und 3 vorgeschriebenen Prospektangaben. 

(3) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
oder diejenige Stelle, welche die Anteilscheine im 
eigenen Namen gewerbsmäßig verkauft hat, kann 
nach Absatz 1 nicht in Anspruch genommen werden, 
wenn sie nachweist, daß sie die Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit des Verkaufsprospekts nicht ge- 
kannt hat und die Unkenntnis nicht auf grober Fahr- 
lässigkeit beruht. Der Anspruch nach Absatz 1 be- 
steht nicht, wenn der Käufer der Anteilscheine die 
Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Verkaufs- 
prospekts beim Kauf gekannt hat. 


(4) Zur Übernahme nach Absatz 1 ist auch der- 
jenige verpflichtet, der gewerbsmäßig den Verkauf 
der Anteilscheine vermittelt oder die Anteilscheine 

I im fremden Namen verkauft hat, wenn er die Un- 
' richtigkeit oder Unvollständigkeit des Verkaufs- 
: Prospekts gekannt hat. Der Anspruch nach Absatz 1 
I besteht nicht, wenn auch der Käufer der Anteil- 
scheine die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit 
des Verkaufsprospekts beim Kauf gekannt hat. 

(5) Der Anspruch verjährt in sechs Monaten seit 
dem Zeitpunkt, in dem der Käufer von der Un- 
richtigkeit oder Unvollständigkeit des Verkaufs- 
prospekts Kenntnis erlangt hat, spätestens jedoch in 
drei Jahren seit dem Abschluß des Kaufvertrages. 

j 

§ 26 

Ausgabe von Anteilscheinen 

' (1) Anteilscheine dürfen nur gegen volle Lei- 

i stung des Ausgabepreises ausgegeben werden; der 
; Gegenwert ist unverzüglich dem Sondervermögen 
; zuzuführen. Sacheinlagen sind unzulässig. Sind An- 
teilsscheine in den Verkehr gelangt, ohne daß der 
Ausgabepreis dem Sondervermögen zugeflossen ist, 

' so hat die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
aus ihrem eigenen Vermögen den fehlenden Betrag 
in das Sondervermögen einzulegen. 

' (2) Der Ausgabepreis für den Anteilschein des 

I Sondervermögens muß dem Wert des Anteils am 
I Sondervermögen zuzüglich eines in den Vertrags- 
bedingungen festzusetzenden Aufschlags (§ 22 

Abs. 3 Buchstabe f) entsprechen. Der Wert des An- 
I teils ergibt sich aus der Teilung des Wertes des 
1 Sondervermögens durch die Zahl der umlaufenden 
Anteile. Der Wert eines Sondervermögens wird, 
soweit in den Vertragsbedingungen nichts anderes 
bestimmt ist, von der Geschäftsführung der Unter- 
nehmensbeteiligungsgesellschaft festgestellt und 
veröffentlicht. 

(3) Gibt die Unternehmensbeteiligungsgesell- 
1 Schaft oder die Depotbank den Ausgabepreis be- 
i kannt, so ist sie verpflichtet, dabei auch den Preis 

j bekanntzugeben, der bei der Rücknahme von 
jeweils höchstens 100 Anteilen berechnet wird; 
wird der Rücknahmepreis bekanntgegeben, so ist 
. auch der Ausgabepreis bekanntzugeben. 

(4) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft ist 
i verpflichtet, den Rücknahmepreis jährlich bekannt- 
j zugeben und im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. 

I Der Rücknahmepreis ist zu berechnen unter Zu- 
1 grundelegung des Wertes des Sondervermögens 
und Berücksichtigung eines Abschlages nachfolgen- 
der Teilung durch die Anzahl der umlaufenden An- 
teile. 

! (5) Jedes Sondervermögen muß bei der Ausgabe 

des ersten Anteilscheins in so viele Anteile zerlegt 
' werden, daß der Wert jedes Anteils (Absatz 2 
; Satz 2) im Zeitpunkt der Ausgabe des ersten Anteil- 
i Scheins nicht mehr als 100 Deutsche Mark beträgt. 
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§ 27 

Kostenvorausbelastung 

Wurde die Abnahme von Anteilen eines Sonder- 
vermögens, das nicht zum amtlichen Handel an einer 
Börse zugelassen oder in den geregelten Frei- 
verkehr einbezogen ist, für einen mehrjährigen 
Zeitraum vereinbart, so darf von jeder der für 
das erste Jahr vereinbarten Zahlung höchstens ein 
Drittel für die Deckung von Kosten verwendet wer- 
den, die restlichen Kosten müssen auf alle späteren 
Zahlungen gleichmäßig verteilt werden. 


§ 28 

Sachverständigenausschuß 

(1) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft hat 
einen aus mindestens drei Mitgliedern bestehenden 
Sachverständigenausschuß zu bestellen, der in den 
durch dieses Gesetz oder die Vertragsbedingungen 
bestimmten Fällen für die Bewertung von Vermö- 
gensgegenständen zuständig ist. Die Unternehmens- 
beteiligungsgesellschaft kann auch mehrere Sach- 
verständigenausschüsse nach Satz 1 bestellen. 

(2) Die Mitglieder des Sachverständigenausschus- 
ses müssen zuverlässige und fachlich geeignete Per- 
sönlichkeiten mit besonderen Erfahrungen auf dem 
Gebiet der Bewertung von Beteilungen sein. 

(3) Die Bestellung ist der Bankaufsichtsbehörde 
acht Wochen im voraus anzuzeigen; das Vorliegen 
der Voraussetzungen nach Absatz 2 ist hierbei dar- 
zulegen. Wenn diese Voraussetzungen fehlen oder 
wegfallen, kann die Bankaufsichtsbehörde verlan- 
gen, daß ein anderer Sachverständiger bestellt wird. 


§ 29 

Rechnungslegung 

(1) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft hat 
über jedes Sondervermögen für den Schluß eines je- 
den Geschäftsjahres einen Rechenschaftsbericht zu 
erstatten und im Bundesanzeiger bekanntzumachen. 

Der Rechenschaftsbericht muß folgende Angaben 
enthalten: 

a) Eine Jahresbilanz einschließlich einer geglieder- 
ten Gewinn- und Verlustrechnung; sie muß ge- 
sondert und ohne Saldierungen die Erträge aus 
Beteiligungen, die Verluste aus Beteiligungen, 
die Ausschüttungen auf Anteile an Kapitalgesell- 
schaften enthalten; 

b) gesondert von Buchstabe a ohne Saldierungen 
die Veräußerungsgewinne und Veräußerungsver- 
luste; 

c) die Anzahl und der Wert der Beteiligungen zum 
Abschlußstichtag für die Erstellung des Rechen- 
schaftsberichts sowie eine Darstellung der Ent- 
wicklung des Beteiligungsbestandes, die geson- 
dert und unsaldiert die Zugänge durch Neuer- 
werb, durch Aufstockung der Beteiligung bei Zu- 
führung neuer Mittel und durch nicht abgeführte 
Gewinne, sowie durch Neubewertung gemäß § 30 


j enthält. Ebenso sind die Abgänge durch Verkauf, 
durch nicht ausgeglichene Verluste, durch Neube- 
] Wertung gemäß § 30 und durch Liquidation und 
Konkurs gesondert anzugeben. 

I Die Angaben sollen weiter nach der Branchen- 

I Zugehörigkeit der Unternehmen, an denen Betei- 

; ligungen bestehen, aufgegliedert werden, die 

! dem Anleger eine Beurteilung des Grades der Ri- 

sikomischung erlauben; 

I d) Wertpapiere, soweit sie nicht in Buchstaben a 
bis c einbezogen sind, gemäß § 25 Abs. 1 KAGG; 

e) den Stand der zu dem Sondervermögen gehö- 
renden Forderungen und Konten; 

I f) die Höhe und die Fälligkeit von für Rechnung 
! des Sondervermögens eingegangenen Verbind- 

lichkeiten; 

i g) die Anzahl der umlaufenden Anteile an dem 
[ Sondervermögen. 

j Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft hat für 
! jedes Quartal eines Geschäftsjahres, sofern sie nicht 
für diesen Stichtag einen weiteren Rechenschaftsbe- 
I rieht erstattet, eine Aufstellung gemäß Buchstaben c 
j bis g im Bundesanzeiger bekanntzumachen. 

I (2) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft hat 
j der Bankaufsichtsbehörde die zu jedem Sonderver- 
mögen gehörenden einzelnen Beteiligungen nach § 9, 
den Anschaffungspreis, die Höhe und die Grund- 
lagen ihrer jährlichen Bewertung sowie den Wert, 
zu dem die Beteiligungen im Sondervermögen an- 
gesetzt sind, unverzüglich nach Vorlage des Jah- 
resabschlusses von den Beteiligungsgebern anzu- 
zeigen. Für Wertpapiere des Sondervermögens 
kommt § 25 Abs. 2 Satz 1 KAGG zur Anwendung. 

(3) Die Prüfung des Jahresabschlusses ist von ei- 
nem Wirtschaftsprüfer oder einer Wirtschaftsprü- 
^ fungsgesellschaft durchzuführen. Die Prüfung hat 
sich auf die Einhaltung der Vertragsbedingungen 
und der Vorschriften des Gesetzes zu erstrecken. 


§ 30 

Bewertung 

(1) Die Bewertung der Gegenstände des Sonder- 
vermögens wird, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
von der Geschäftsführung vorgenommen. 

I (2) Die Bewertung der Gegenstände des Sonder- 
' Vermögens hat zu allgemeinen Marktwerten zu er- 
I folgen. Gegenstände, für die ein allgemeiner Markt- 
wert nicht regelmäßig notiert wird, werden in der 
I Bewertung zum Anschaffungspreis angesetzt. So- 
fern Teile von nach dem Erwerb festgestellten Ge- 
, Winnen einer freien oder gesetzlichen Rücklage zu- 
I geführt werden oder Gewinne aus der Rücklage 
1 entnommen werden, ist der Anschaffungspreis um 
den der Beteiligung des Sondervermögens entspre- 
1 chenden Anteil unverzüglich zu erhöhen oder zu 
i verringern. Die Unternehmensbeteiligungsgesell- 
i Schaft kann von einer Zuschreibung oder Abschrei- 
’ bung nach Satz 3 Abstand nehmen, wenn dies zu 
I einer Fehlbewertung führen würde und der Sach- 
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verständigenausschuß dem zustimmt. Für die am Ab- | 
Schluß Stichtag der Rechnungslegung erfolgende Be- 
wertung der Beteiligungen, für die ein amtlicher Ta- 
geskurs nicht regelmäßig notiert wird, ist der durch 
die Geschäftsführung für diesen Tag festgestellte 
Wert maßgeblich. 

(3) Wird bei Feststellung des Jahresabschlusses 
für ein Unternehmen, an dem das Sondervermögen 
beteiligt ist, ein Verlust ausgewiesen, so ist die Be- 
teiligung durch den Sachverständigenausschuß neu 
zu bewerten. 

(4) Der Wert jedes Gegenstandes des Sonderver- 
mögens nach Absatz 2 Satz 2 ist spätestens nach Ab- 
lauf von drei Jahren durch einen Sachverständi- 
genausschuß unabhängig von der Bewertung nach 
Absatz 2 zu ermitteln. Die Bewertung aller Gegen- 
stände des Sondervermögens nach Absatz 2 Satz 2 
hat so zu erfolgen, daß der Sachverständigenaus- 
schuß in jedem Geschäftsjahr den Wert von annä- 
hernd einem Drittel, mindestens aber von einem 
Viertel der Gegenstände des Sondervermögens nach 
Absatz 2 Satz 2 ermittelt. 

(5) Für die Fortschreibung des Wertes der Ge- 

genstände des Sondervermögens durch die Ge- 1 
schäftsführung ist der letzte vom Sachverständigen- j 
ausschuß festgestellte Wert zugrunde zu legen. ! 

(6) Die Geschäftsführung hat den Wert der An- 
teile im Verlauf des Geschäftsjahres auf der Grund- 
lage der ihr zugehenden Informationen über die 
Entwicklung der Unternehmen, an denen sie betei- | 
ligt ist, fortzuschreiben, überschreitet die Fortschrei- ! 
bung nach Satz 1 im Quartal den Steigerungssatz 
von 5 vom Hundert des nach Absätzen 2 bis 5 fort- 
geschriebenen Stichtagswertes, oder unterschreitet 
sie diesen um mehr als 2 vom Hundert, so ist dies 
vom Sachverständigenausschuß zu genehmigen. 


DRITTER TITEL 

Besondere Vorschriften über das Sonder- 
vermögen mit Börsenbewertung 

§ 31 

Ausgabe von Anteilscheinen 

(1) Bei der Neuausgabe von Anteilscheinen sind 
die Interessen der jeweiligen Inhaber der Anteil- 
scheine zu wahren. 

(2) Bei der Ausgabe neuer Anteilscheine des 
Sondervermögens muß den bisherigen Anteil- 
inhabern ein Bezugsrecht gewährt werden. § 186 
des Aktiengesetzes gilt entsprechend. 

(3) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
wird von der Pflicht zur Zuteilung von Bezugsrech- | 
ten bis zur Höhe von höchstens 25 vom Hundert der | 
ausgegebenen Anteilscheine in einem Geschäftsjahr i 
befreit, wenn sich die Vergütung für ihre Geschäfts- 
tätigkeit ausschließlich am Anlagenutzen der Alt- 
Anteilinhaber bemißt. 


§ 32 

V ertragsbedingungen 

Für Sondervermögen nach §§ 31 ff. gelten die 
Vertragsbedingungen des § 22 Abs. 1 und 2 sowie 
§ 22 Abs. 3 Buchstaben a bis f, h und i entsprechend. 

§ 33 

Rücknahme von Anteilscheinen, Liquidität 

(1) Der Bestand an zurückgenommenen Anteil- 
! scheinen in einem Sondervermögen darf einen An- 
teil von 5 vom Hundert des Sondervermögens nicht 

j übersteigen. 

(2) Der Ankauf eigener und die Wiederausgabe 
! von angekauften Anteilscheinen ist nur zum amt- 
I liehen, regelmäßig notierten Tageskurs zugelassen. 

' Die angekauften Anteilscheine sind gesondert bei 
! der Depotbank zu halten. Für die Wiederausgabe 
I zurückgenommener Anteilscheine gilt § 31 Abs. 1 

and 2 nicht. 

§ 34 

V erkauf sprospekt, Prospekthaftung 

Soweit das Börsenrecht nichts anderes bestimmt, 
gelten § 24 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 sowie § 25 
für die Ausstattung des Verkaufsprospekts und den 
Umfang der Prospekthaftung entsprechend. Der An- 
tragsvordruck muß besonders darauf hinweisen, 
daß eine Rücknahme der Zertifikate nicht vorgese- 
hen ist. 

§ 35 

Rechnungslegung und Bewertung 

(1) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft hat 
j über jedes Sondervermögen für den Schluß eines 
Geschäftsjahres einen Rechenschaftsbericht zu er- 
statten und im Bundesanzeiger bekanntzumachen, 
i Der Rechenschaftsbericht muß folgende Angaben 
j enthalten: 

a) Eine Jahresbilanz einschließlich einer geglieder- 
ten Gewinn- und Verlustrechnung nach den 
handelsrechtlichen Vorschriften; 

b) für die Beteiligungen, für die ein Verkehrswert 
nicht regelmäßig amtlich notiert wird, eine kon- 
solidierte Jahresbilanz und eine konsolidierte 
Gewinn- und Verlustrechnung; 

c) für Beteiligungen und Wertpapiere, für die ein 
Verkehrswert regelmäßig amtlich notiert wird, 
die Feststellung des Verkehrswertes am Stichtag 
der Rechnungslegung und den Wert, mit dem 
sie im Jahresabschluß nach Buchstabe a angesetzt 
sind; 

d) gesondert von Buchstabe a ohne Saldierungen 
die Veräußerungsgewinne und Veräußerungs- 
verluste; 

e) die Anzahl und den Wert entsprechend dem An- 
satz in der Jahresbilanz nach Buchstabe a der 
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Beteiligungen zum Abschlußstichtag für die Er- 
stellung des Rechenschaftsberichts sowie eine 
Darstellung der Entwicklung des Beteiligungs- 
bestandes, die gesondert und unsaldiert die Zu- 
gänge durch Neuerwerb, durch Aufstockung der 
Beteiligung bei Zuführung neuer Mittel und 
durch nicht abgeführte Gewinne enthält. Ebenso 
sind die Abgänge durch Verkauf, durch nicht- 
ausgeglichene Verluste und durch Liquidation 
und Konkurs gesondert anzugeben. Die Angaben 
sollen weiter nach der Branche und Zugehörig- 
keit der Unternehmen, an denen Beteiligungen 
bestehen, aufgegliedert werden, die dem An- 
leger eine Beurteilung des Grades der Risiko- 
mischung erlauben; 

f) Wertpapiere, soweit sie nicht in Buchstaben a 
bis c einbezogen sind, gemäß § 25 Abs. 1 KAGG; 

g) den Stand der zu dem Sondervermögen gehören- 
den Forderungen und Konten; 

h) die Höhe und die Fälligkeit von für Rechnung 
des Sondervermögens eingegangenen Verbind- 
lichkeiten; 

i) die Anzahl der umlaufenden Anteile an dem 
Sondervermögen ; 

k) die Anzahl und den Wert entsprechend dem 
Ansatz in der Jahresbilanz von eigenen Anteil- 
scheinen des Sondervermögens. 

Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft hat für 
jedes Quartal eines Geschäftsjahres, sofern sie nicht 
für diesen Stichtag einen weiteren Rechenschafts- 
bericht erstattet, eine Aufstellung gemäß Buchstaben 
c bis k im Bundesanzeiger bekanntzumachen. 

(2) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft hat 
der Bankaufsichtsbehörde die zu jedem Sonder- 
vermögen gehörenden einzelnen Beteiligungen nach 
§ 9, den Anschaffungspreis und den Wert, zu dem 
die Beteiligungen im Sondervermögen angesetzt 
sind, unverzüglich nach Vorlage des Jahresabschlus- 
ses von den Beteiligungsgebern anzuzeigen. Für 
Wertpapiere des Sondervermögens kommt § 25 
Abs. 2 Satz 1 KAGG zur Anwendung. 

(3) Die Prüfung des Jahresabschlusses ist von 
einem Wirtschaftsprüfer oder einer Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaft durchzuführen. Die Prüfung hat 
sich auf die Einhaltung der Vertragsbedingungen 
und der Vorschriften des Gesetzes zu erstrecken. 


DRITTER ABSCHNITT i 

steuerrechtliche Vorschriften [ 

§ 36 

Sondervermögen 

der Unternehmensbeteilungsgesellschaft 

(1) Das Sondervermögen der Unternehmensbetei- 
ligungsgesellschaften (§ 7) gilt als Zweckvermögen 
im Sinne § 1 Abs. 1 Ziff. 5 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes und des § 1 Abs. 1 Ziff. 2 Buchstabe e ; 
des Vermögensteuergesetzes. Es ist von der Körper- I 


schaftsteuer, der Gewerbesteuer und der Vermögen- 
steuer befreit. Die von den steuerabzugspflichtigen 
Kapitalerträgen des Sondervermögens (§ 43 Abs. 1 
Ziff. 1, 3 bis 5 und 6 Satz 1 Buchstabe b des Einkom- 
mensteuergesetzes) erhobene Kapitalertragsteuer 
und Ergänzungsabgabe sind an die Unternehmensbe- 
teiligungsgesellschaft von dem Finanzamt zu erstat- 
ten, an das sie abgeführt worden sind; § 45 Abs. 6 
Satz 2 des Einkommensteuergesetzes ist anzuwen- 
den. Soweit die Bilanzen der beteiligungsgebenden 
Unternehmen nicht innerhalb von zwölf Monaten 
nach Abschluß des Geschäftsjahres der Unterneh- 
mensbeteiligungsgesellschaft vorliegen, kann die 
L'nternehmensbeteiligungsgesellschaft einen Jah- 
resabschluß für diese Beteiligungen aufgrund eige- 
ner Schätzungen vorläufig feststellen und in der Ge- 
winnfeststeilung des Sondervermögens zugrunde 
legen. 

(2) Werden für Beteiligungen des Sondervermö- 
gens einheitliche und gesonderte Feststellungen ge- 
mäß §§ 215, 216 der Abgabenordnung getroffen, so 
gilt das Sondervermögen als Beteiligter. 


§ 37 

Besteuerung der Erträge der Anteilscheininhaber 

(1) Die Ausschüttungen auf Anteilscheine an ei- 
nem Sondervermögen sowie die von einem Sonder- 
vermögen vereinnahmten, nicht zur Kostendeckung, 
Ausschüttung oder gemäß Absatz 2 verwendeten 
Gewinnanteile, Erträge und sonstigen Bezüge ge- 
hören zu den Einkünften aus Kapitalvermögen im 
Sinne § 20 Abs. 1 Ziff. 1 des Einkommensteuergeset- 
zes, wenn sie nicht betriebliche Einnahmen des 
Steuerpflichtigen sind. Gewinnanteile aus einer Be- 
teiligung im Sinne § 9 Abs. 1 Buchstaben a, b und f 
des Gesetzes, sofern es sich um eine entsprechende 
ausländische Beteiligung handelt, gelten im Kalen- 
derjahr der Feststellung der für die Gewinnermitt- 
lung maßgebenden Bilanz als vereinnahmt, späte- 
stens zwölf Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres 
des Unternehmens, an dem das Sondervermögen be- 
teiligt ist. 

(2) Werden Beteiligungen im Sinne des Absat- 
zes 1 Satz 2 veräußert, so kann im Wirtschaftsjahr 
der Veräußerung oder in den beiden folgenden Wirt- 
schaftsjahren von in diesen Wirtschaftsjahren er- 
worbenen Beteiligungen im Sinne des Absatzes 1 
Satz 2 ein Betrag bis zur Höhe des bei der Veräuße- 
rung entstandenen Gewinns abgezogen werden. 
§ 6 b Abs. 2 und 3 des Einkommensteuergesetzes 
finden entsprechende Anwendung. 

§ 38 

Steuerfreie Ausschüttungen 
und ausländische Erträge 

(1) Die Ausschüttungen auf Anteilscheine aus ei- 
nem Sondervermögen sind insoweit steuerfrei, als 
sie 

1. Gewinne aus der Veräußerung einer Beteiligung 
an Unternehmen im Sinne § 37 Abs. 1 Satz 2 
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des Gesetzes enthalten, soweit sie nicht unter 
Nummer 2 fallen, es sei denn, daß die Ausschüt- 
tungen Betriebseinnahmen des Steuerpflichtigen 
sind oder die Beteiligung vor Ablauf von zwei 
Jahren nach ihrem Erwerb wieder veräußert 
worden ist, 

2. Gewinne aus der Veräußerung von Wertpapie- 
ren und Bezugsrechten auf Anteile an Kapitalge- 
sellschaften enthalten, es sei denn, daß die Aus- 
schüttungen Betriebseinnahmen des Steuerpflich- 
tigen sind. Enthalten die Ausschüttungen Erträge 
aus der Veräußerung von Bezugsrechten auf 
Freianteile an Kapitalgesellschaften, so kommt 
die Steuerfreiheit insoweit nicht in Betracht, als 
die Erträge Kapitalerträge im Sinne des § 20 des 
Einkommensteuergesetzes sind. 

(2) Im übrigen finden die Vorschriften des § 40 
Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 bis 4 des Gesetzes über 
Kapitalanlagegesellschaften Anwendung. 

§ 39 

Bekanntmachungspflicht 

(1) Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft hat 
den Anteilinhabern bei jeder Ausschüttung bezogen 
auf einen Anteilschein an dem Wertpapier-Sonder- 
vermögen bekanntzumachen 

1. den Betrag der Ausschüttung; 

2. die in der Ausschüttung enthaltenen Beträge an 

a) steuerfreien Veräußerungsgewinnen und Er- 
trägen gemäß § 38 Abs. 1 Nr. 1 und 2 

b) Erträgen und Einkünften gemäß § 41 Abs. 1 
Nr, 2 Buchstaben a, b, e und f des Gesetzes 
über Kapitalanlagegesellschaften 

c) anrechenbaren ausländischen Steuern im 
Sinne § 41 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes über 
Kapitalanlagegesellschaften. 

(2) Im übrigen findet § 41 Abs. 2 und 3 des Ge- 
setzes über Kapitalanlagegesellschaften Anwen- 
dung. 

§ 40 

Thesaurierte Erträge 

(1) Für die vom Sondervermögen vereinnahmten, 
nicht zur Kostendeckung, Ausschüttung oder gemäß 
§ 37 Abs. 2 verwendeten Gewinnanteile, Erträge 
und sonstigen Bezüge findet § 38 Abs. 2 Anwen- 
dung. 

(2) Die Vorschriften des § 39 Abs. 1 Nr. 1, 2 
Buchstaben b und e und Abs. 2 gelten sinngemäß. 


§ 41 

Bewertung und Verkehrsteuern 

(1) Die Anteilscheine sind für die Zwecke der 
Bewertung (§ 11 Abs. 4 des Bewertungsgesetzes) 
mit dem jeweiligen Rücknahmepreis anzusetzen. 


Werden Anteilscheine zum amtlichen Handel an der 
Börse zugelassen oder in den geregelten Frei- 
verkehr einbezogen, so gilt § 11 Abs. 1 des Be- 
wertungsgesetzes. 

(2) Der Erwerb von Anteilscheinen an einem 
Sondervermögen unterliegt nicht der Gesellschaft- 
steuer. Für Anschaffungsgeschäfte über Anteil- 
scheine an einem Sondervermögen gelten die Vor- 
schriften der §§ 17 ff. des Kapitalverkehrsteuer- 
gesetzes entsprechend. Die Verwaltung des Sonder- 
vermögens und Ausgabe sowie Rücknahme der 
Anteilscheine unterliegen nicht der Umsatzsteuer; 
§ 4 Nr. 8 des Umsatzsteuergesetzes bleibt unbe- 
rührt. 

§ 42 

Besteuerung liquider Mittel 

Werden Guthaben oder Wertpapiere im Sinne 
§ 23 des Gesetzes unterhalten, so gelten die §§ 36 ff. 
des Gesetzes entsprechend. 

§ 43 

Zeitlicher Anwendungsbereich 

(1) Die Vorschriften der 37 bis 39 und 41 
bis 42 des Gesetzes gelten erstmals für Ausschüt- 
tungen auf Anteilscheine an einem Sondervermö- 
gen, die nach dem . . . zufließen. 

(2) Für nicht zur Kostendeckung oder Ausschüt- 
tung verwendete Gewinnanteile, Erträge und son- 
stigen Bezüge kommen die Vorschriften der §§ 37, 
40 bis 42 erstmals für das Geschäftsjahr, das nach 
dem . . . endet, zur Anwendung. 


I VIERTER ABSCHNITT 

Vorschriften zur Neugründung 

§ 44 

I Organisatorische Vorschriften zur Neugründung 

' (1) Unternehmensbeteiligungsgesellschaften nach 
j Maßgabe dieses Gesetzes sind auf eigenen Antrag 
j hin von dem öffentlichen Anbieten von Anteil- 
I scheinen eines Sondervermögens nach § 1 Abs. 1, 

I von den Anlagegrundsätzen nach § 9 Abs. 3 und 
i der Liquiditätsvorschrift nach § 23 für längstens 
I fünf Jahre von Auflage des Sondervermögens an, 

I zu befreien. Eine Verlängerung des Zeitraumes ist 
' nicht möglich. 

I (2) Unternehmensbeteiligungsgesellschaften dür- 

i fen Anteilscheine an einem Sondervermögen frühe- 
stens öffentlich anbieten, wenn für dieses Sonder- 
vermögen mindestens eine Rechnungslegung für ein 
volles Geschäftsjahr nach § 29 vorliegt und die 
Mittelanlage des Sondervermögens den Anlage- 
grundsätzen nach § 9 entsprach. 
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§ 45 

Steuerliche Neugründungs- 
imd Übergangsvorschriften 

(1) Werden Unternehmensbeteiligungsgesell- 
schaften nach Maßgabe dieses Gesetzes während 
einer Übergangszeit nach § 44 Abs. 1 von der Be- 
stimmung des öffentlichen Anbietens der Anteil- 
scheine befreit, so gelten die Vorschriften der 
§§ 36 ff. des Gesetzes schon während dieser Über- 
gangszeit, frühestens jedoch von der rechtswirk- 
samen Gründung der Unternehmensbeteiligungs- 
gesellschaft an. 

(2) Übertragen Kapitalbeteiligungsgesellschaften, 
welche vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in 
einer von den Vorschriften dieses Gesetzes ab- 
weichenden rechtlichen Gestaltung gegründet wor- 
den sind und einen Geschäftszweck verfolgen, der 
demjenigen der Unternehmensbeteiligungsgesell- 
schaften im Sinne dieses Gesetzes entspricht, ihre 
Beteiligungen oder anderen Vermögensgegenstände 
gemäß § 9 Abs. 1 des Gesetzes auf das Sonder- 


vermögen einer Unternehmensbeteiligungsgesell- 
schaft im Sinne dieses Gesetzes, so unterliegt der 
gemäß § 16 des Einkommensteuergesetzes zu er- 
mittelnde Veräußerungsgewinn dem auf die Hälfte 
ermäßigten Durchschnittssteuersatz, der ohne den 
Veräußerungsgewinn zur Anwendung kommen 
würde. Die Vorschriften des Gesetzes über steuer- 
liche Maßnahmen bei Änderung der Unternehmens- 
form vom 14. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1163) 
bleiben unberührt. Die Rechtsvorgänge nach Satz 1 
und 2 sind von der Gesellschaft- und Börsenumsatz- 
steuer befreit. 

§ 46 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

§ 47 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 27. Juni 1972 


Pieroth 

Katzer 

Dr. Burgbacher 
Dr. von Bismarck 
Dr. Finger 
Vogt 

Dr. Barzelr Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


I. Allgemeine Begründung | 

1. Für den Gesetzentwurf ist entscheidend, daß die j 
Erhaltung der Sozialen Marktwirtschaft erst die ' 
Grundlage einer freiheitlichen Wirtschafts- und Ge- j 
seil Schaftsordnung auch in der Zukunft bieten kann. 
Um dem steten Wandlungsprozeß in unserer wirt- 
schaftlichen Ordnung eine zeitgemäße Struktur zu 
unterlegen, ist der Datenkranz dieser Wirtschafts- i 
Ordnung entsprechend zu entwickeln. Mit dem vor- I 
liegenden Gesetzentwurf sollen die Bedingungen am 1 
Kapitalmarkt so verändert werden, daß über die i 
Einrichtung von Unternehmensbeteiligungsgesell- j 
schäften breiten Schichten das Sparen in der Form 
des „Eigentum am Unternehmen" erleichtert wird 
und gleichzeitig besonders den mittleren nicht-bör- 
senfähigen Unternehmen der Zutritt zum Kapital- 
markt erweitert ist. Und damit das Sparen in sol- | 
chen Beteiligungswerten für breite Schichten einen 
entsprechenden Anlegerschutz erhält, müssen schär- ' 
fere Schutzvorschriften niedergelegt sein. Es galt ; 
darüber hinaus, eine steuerrechtliche Konstruktion i 
zu finden, die im geltenden Steuerrecht das Sparen ; 
über die Unternehmensbeteiligungsgesellschaften 1 
nicht zu ungerechtfertigten steuerlichen Mehrfachbe- i 
lastungen führt. 

2. Der Gesetzentwurf soll ermöglichen, daß die 
marktwirtschaftliche Ordnung, das Konzept der in- 
dividuellen Freiheit und der privaten Initiative ge- 
stärkt wird. Dieser rechtliche Rahmen erweitert den 
Gestaltungsraum für jeden einzelnen Bürger in der 
individuellen Vermögensbildung. Er überläßt gleich- 1 
zeitig die optimale Durchführung der privatwirt- i 
schaftlichen unternehmerischen Planung, öffentliche 
unmittelbare oder mittelbare Einflußnahme wird 
auf den notwendigen Umfang beschränkt. Die Frei- | 
heit zur individuellen Auswahl auf seiten der Spa- 
rer und das Nebeneinander von dynamischen Unter- 
nehmen im Konkurrenzverhältnis bietet die beste j 
Ausgangsposition für Fortschritt und wachsenden j 
Wohlstand. 

i 

3. Der Gesetzentwurf fördert die Teilhabe von i 
möglichst großen Bevölkerungskreisen am Eigentum j 
der Unternehmen. Bisher war dieses Beteiligungs- | 
sparen für breite Schichten auf das Aktiensparen i 
und die besonderen Formen der betrieblichen Ver- | 
mögensbildung beschränkt. Die vielen staatlichen i 
Förderungsmaßnahmen und die daraus resultieren- | 
de Vermögensbildung und die Vereinbarung von , 
vermögenswirksamen Leistungen durch die Tarif- 
partner führen dahin, daß immer breitere Kreise 
von Sparern bedeutende Vermögenswerte ansparen 
und nach guten Anlagemöglichkeiten suchen. Das 
breite Beteiligungssparen kann durch die Unterneh- 
mensbeteiligungsgesellschaften aus dem Schatten 
heraustreten und für die Anleger interessant wer- 
den, wenn die geeigneten Formen geschaffen sind. ; 
Neue leistungsfähige und wirksame Möglichkeiten j 
für das Beteiligungssparen zu eröffnen, hilft damit ! 


zugleich, Behauptungen zu widerlegen, daß die So- 
ziale Marktwirtschaft nicht in der Lage sein solle, 
den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Anfor- 
derungen der Zeit zu genügen. 

4. Um das Eigentum an Unternehmen für breite 
Anlegerkreise anziehend zu gestalten, müssen die 
bestehenden Hemmnisse für ein Engagement abge- 
baut werden. Die besondere Eigenart der Beteili- 
gungsvergabe liegt darin, daß hier haftendes Kapi- 
tal — d. h. mit dem Risiko wechselnder Erträge und 
sogar des Kapitalverlustes — an die Unternehmen 
vergeben wird. Es haben breite Schichten ihre Er- 
sparnisse bisher aber vor allem in der Form von 
Krediten bei Kreditinstituten eingelegt. Im Zuge 
der breiteren Vermögensbildung ist es sinnvoll, daß 
sie nun auch risikoreiche Vermögensarten in ihre 
Anlagevorhaben einbeziehen. Die Unternehmensbe- 
teiligungsgesellschaft ist hier insbesondere deshalb 
geeignet, weil sie über die Vielzahl von Beteiligun- 
gen, die sie in dem Portefeuille von Sondervermö- 
gen hält, eine Risikostreuung und damit eine Be- 
grenzung des Risikos erreicht und gerade für brei- 
tere Anlegerkreise die Attraktivität des Beteili- 
gungssparens erhöht. 

5. Zu dem Vorteil der Risikostreuung gewährt das 
Beteiligungssparen über die Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaft dem Sparer eine hohe Liquidität 
seiner Anlage. Entweder werden die Zertifikate an 
der Börse gehandelt oder die Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaft kauft sie analog zu dem Rückkauf 
der Zertifikate bei Investmentgesellschaften zurück. 
Der Beteiligungssparer bleibt also mobil in seiner 
Anlageentscheidung. Der Gesellschaftsvertrag mit 
jedem Unternehmen, an dem sich die Unterneh- 
mensbeteiligungsgesellschaft beteiligt, bleibt den- 
noch bestehen und bringt dem Unternehmen bei 
wechselnden Geldgebern die notwendige Stabilität 
der unveränderten Beteiligung. 

6. Schließlich kann die Unternehmensbeteiligungs- 
gesellschaft ihren Anlegern eine verhältnismäßig 
hohe Rentabilität sichern. Bei Personengesellschaf- 
ten werden das investierte Kapital und die Erträge 
darauf nur nach den persönlichen Einkommens- und 
Vermögensverhältnissen des Zertifikatinhabers be- 
steuert und nicht durch Vorsteuern belastet. Bei Be- 
teiligungen an Kapitalgesellschaften bleibt zwar 
(nach derzeitigem Steuerrecht) die Doppelbelastung 
bei der Vermögensteuer und bei der Körperschaft-/ 
Einkommensteuer bestehen; eine Dreifachbesteue- 
rung durch die Zwischenschaltung der Unterneh- 
mensbeteiligungsgesellschaft wird jedoch vermie- 
den. 

7. Nicht zuletzt soll durch das Gesetz ein neuer 
Anlegerkreis gefunden werden. Die umfangreichen 
Anlegerschutzvorschriften tragen dem Rechnung. 
Die Vermögensbildung in breiten Schichten kann 
nur gelingen und ein zunehmendes Interesse an Ei- 
gentum an Unternehmen kann nur gewonnen und 
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erhalten werden, wenn spezifischen Problemen, ins- j 
besondere der geringen Marktkenntnis in diesen ; 
Kreisen die notwendige Beachtung geschenkt und 
eine adäquate Lösung herbeigeführt ist. | 

8. Für diesen Gesetzentwurf ist eine Doppelstrate- j 
gie entwickelt worden: Die Vermögenspolitik soll 1 
ein zusätzliches, marktwirtschaftliches, d. h. ein die , 
private Initiative erhaltendes und förderndes Instru- I 
ment erhalten. Darüber hinaus wird die Kapitalbe- | 
Schaffung für die mittlere Wirtschaft und für die 
Existenz von selbständigen Unternehmern verbes- i 
sert. 

Die Aufnahme von haftendem Eigenkapital ist für 
viele Unternehmen sehr notwendig, die Suche nach 
einem kapitalkräftigen Beteiligungsgeber jedoch 
äußerst schwierig. Und die Börse eröffnet bisher nur 
den Aktiengesellschaften eine einfache Möglichkeit, 
durch Kapitalaufnahme beim breiten Börsenpubli- 
kum sich Eigenkapital zu verschaffen. Ein gleicharti- 
ger Weg steht den anderen Unternehmensformen 
nicht offen. Sie können bisher nicht die Partner an 
einem institutionalisierten Kapitalmarkt suchen. Die 
LTnternehmensbeteiligungsgesellschaft soll hier eine 
Veränderung herbeiführen. 

9. Der Vorteil für die Wirtschaft liegt in der flexi- 
blen Reaktionsfähigkeit der Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaft auf beteiligungssuchende Unter- 
nehmen. Die LTnternehmensbeteiligungsgesellschaft 
kann einen Gesellschaftsvertrag schließen, der die 
passende Kapitalausstattung für die Unternehmen 
weitestgehend garantiert. Die Palette der Beteili- 
gungsformen reicht — entsprechend der Vielzahl 
von Unternehmensformen wie auch der spezifischen 
Beteiligungserfordernisse — von der Beteiligung als 
Kommanditist oder GmbH-Gesellschafter bis zum 
gewinnabhängigen Darlehen oder als Stiller Gesell- 
schafter. Damit ist sowohl die Form der Haftung 
als auch die zeitliche Begrenzung ganz in die Ver- 
tragsgestaltung der Marktpartner gestellt. Nur For- 
men mit unbegrenzter Haftung sind ausgeschlossen. 

10. Die von vielen Unternehmern herausgestellte 
schlechte Kapitalstruktur ihres Unternehmens läßt 
sich über die Beteiligungsfinanzierung ohne beson- 
dere Schwierigkeit verändern. Die Unternehmensbe- 
teiligungsgesellschaft kann als Beteiligungsgeber so- 
wohl die Eigenkapitalbasis von Unternehmen ver- 
stärken und für die Änderung der Finanzstruktur 
notwendiges Kapital in der geeigneten Form ein- 
bringen. Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
vermag aber auch einem expandierenden, d. h. dau- 
ernd kapitalsuchenden Unternehmen das erforder- 
liche Eigenkapital zuzuführen. Sie ist dazu um so 
besser in der Lage, als ihre Finanzierungsgrenze 
fast unbegrenzt hinausschiebbar ist, wohingegen bei 
Einzelpersonen eine stetige Nachschußmöglichkeit 
für die Kapitalvergrößerung im Unternehmen oft- 
mals nicht vorliegt. 

Durch die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft 
kann sogar das Angebot von haftendem Kapital 
sehr viel flexibler für die kleinen und mittleren 
Unternehmen zur Verfügung gestellt werden, als es 
die großen Unternehmen über die Börse erhalten 
können. Schließlich wird die Konkurrenz der Unter- 
nehmensbeteiligungsgesellschaften, die die Beteili- 


gung finanzieren, letztlich der beste Garant für 
optimale Marktbedingungen sein. Die Unterneh- 
men, die eine Beteiligung eingehen wollen, haben 
eine weitaus größere Freiheit, als sie derzeit be- 
steht. 

11. Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft för- 
dert insoweit Rationalisierungsmöglichkeiten und 
gesundes Wachstum. Sie bietet einerseits eine 
Finanzierungs-Alternative für Unternehmen, die 
wegen einer gewünschten Rechtsform oder wegen 
ihrer Größenordnung nicht als Aktiengesellschaft 
mit dem Zugang zur Börse geführt werden können. 
Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft erweitert 
den Kapitalmarkt für die kleinen und mittleren 
Unternehmen. Sie fördert andererseits Unter- 
nehmen, die noch nicht die Börsenreife erlangt 
haben, und kann in dem auch langjährigen „Vor- 
stadium" eines Wachstums in die Börsenfähigkeit, 
eine beständige und nahtlos überleitende Finanzie- 
rungshilfe geben. 

12. Die bessere Kapitalversorgung der Unterneh- 
men, eine gesündere Kapitalstruktur wird auch ge- 
samtwirtschaftlich erhebliche Vorteile zeitigen. Mit 
steigendem Grad der Ausstattung mit haftendem 
Kapital wird die Konjunktur- und Krisenanfälligkeit 
tendenziell abnehmen. Die Hebelwirkung des star- 
ken Kreditengagements in kritischen Phasen wird 
weitgehend aufgehoben. 

13. Schließlich sind die wettbewerbspolitischen 
Effekte von hervorragender Bedeutung. Bei stei- 
gendem Kapitalbedarf werden gerade ertragsstarke 
dynamische Unternehmen heute gezwungen, sich an 
Großunternehmen anzulehnen, um weiter wachsen 
zu können. Hier eröffnet sich durch die Unter- 
nehmensbeteiligungsgesellschaft die Möglichkeit, 
die unternehmerische Selbständigkeit durch Auf- 
nahme von Beteiligungsmitteln zu erhalten. Das 
gleiche gilt für den Fall des Ausscheidens eines Ge- 
sellschafters, das manchmal mit finanziell untrag- 
baren Belastungen für ein Unternehmen verbunden 
ist. In diesen Fällen wirkt die Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaft den Konzentrationstendenzen in 
der Wirtschaft entgegen, die ihre Ursache bekannt- 
lich sehr oft in den Finanzierungsproblemen mitt- 
lerer Unternehmen haben. 

Schließlich kann die Unternehmensbeteiligungs- 
gesellschaft gerade den Marktzutritt bei newcomers 
erleichtern, bei erfindungsreichen Selbständigen 
oder bei Unternehmen, die eine Marktnische ent- 
decken, ihre Hilfe anbieten und ihnen eine Start- 
basis sichern. 

B. Besonderer Teil 

Zu §§ 1, 2 und 8 

Unternehmensbeteiligungsgesellschaften im Sinne 
des Gesetzes sind nur solche Unternehmen, die 

— Sondervermögen bilden und 

— ■ für die darin eingelegten Gelder Zertifikate aus- 
geben sowie 

— sich verpflichten, die Zertifikate öffentlich zu 
vertreiben. 
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Damit ist sichergestellt, daß die Vorteile dieses 
Gesetzes nur solchen Sondervermögen zugute kom- 
men, die breiten Anlegerkreisen offenstchen. 

Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaften kön- 
nen in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft, 
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder 
einer eingetragenen Genossenschaft mit beschränk- 
ter Haftpflicht geführt werden. 

Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaften unter- 
liegen als Kreditinstitute der Bankaufsicht und ge- 
nießen den Bezeichnungs schütz für ihre Firma. 

Zu §§ 3 bis 6 

Für die Unternehmensbeteiligungsgesellschaften 
gelten die verschärften Bestimmungen analog dem 
Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften hinsichtlich 
der Zusammensetzung und der Pflichten des Auf- 
sichtsrates, hinsichtlich der Geschäftsführung, um 
Mißbräuche zu vermeiden, sowie für die Liquidität 
des Unternehmens. 

Zu § 7 

Die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft darf die 
Sondervermögen nur in der Form des Treuhand- 
vermögens bilden. Eine Miteigentumslösung der 
Zertifikatinhaber und die gesellschaftsrechtliche 
Lösung bleiben aus praktischen Erwägungen im 
Rahmen dieses Gesetzes ausgeschlossen. 

über diese Sondervermögen werden Anteilscheine 
ausgegeben. Für die Anteilscheine eines Sonder- 
vermögens besteht — wie bei Investmentgesell- 
schaften — eine Rücknahmeverpflichtung der Unter- 
nehmensbeteiligungsgesellschaft (§§ 21 ff.) oder es 
werden Sondervermögen gebildet, deren Anteil- 
scheine an der Börse — wie Aktien — handelbar 
sind und für die die Rücknahmeverpflichtung nicht 
gegeben ist (§§ 31 ff.). 

Außerdem kann eine Unternehmensbeteiligungs- 
gesellschaft auch Sondervermögen nach den Vor- 
schriften des Gesetzes über die Kapitalanlage- 
gesellschaften bilden. 

Zu §9 

Die Anlageformen sind enumerativ aufgeführt. Be- 
teiligungen mit unbeschränkter Haftung (z. B.: OHG- 
Gesellschafter) sind ausgeschlossen. Beteiligungen 
mit einer Resteinzahlungs- oder Nachschußpflicbt 
sind zugelassen, wenn 

a) mindestens 25 vom Hundert der Beteiligung ein- 
gezahlt sind und 

b) die Resteinzahlungsverpflichtung insgesamt nicht 
mehr als 25 vom Hundert des Sondervermögens 
ausmacht. 

Eine Risikostreuung für das Sondervermögen findet 
dadurch statt, daß nur bis 5 vom Hundert der Betei- 
ligungen von demselben Unternehmen erworben 
werden dürfen. Um den Zweck der Unternehmens- 
beteiligungsgesellschaft, auch Unternehmen zur 
Börsenreife heranzuführen und zu fördern, erfüllen 
zu können, mußte das Halten von Aktien zugelas- 


sen, aber beschränkt werden. Die Kreditaufnahme- 
möglichkeit ist in beschränktem Umfang notwendig 
und soll eine flexible Geschäftsführung ermöglichen. 

Zu § 10 

Der Verweis sollte deutlich machen, daß die Unter- 
nehmensbeteiligungsgesellschaft nicht als neue Art 
der Konzernzusammenfassung dienen soll. 

Zu §§ 11 bis 20 

Die Vorschriften sind weitgehend an die Regelun- 
gen des Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaften 
angelehnt und regeln spezielle Einzelprobleme des 
Anlegerschutzes, die die Rechte der Anleger direkt 
oder zu einer übersichtlichen Rechtsgestaltung bei 
der Verwaltung der Gegenstände des Sonder- 
vermögens führen. 

Zu § 21 

Die Vorschrift regelt die Rückkaufpflicht von Anteil- 
scheinen durch die Unternehmensbeteiligungsgesell- 
schaft, sie soll die gerechte Tnteressenabwägung 
zwischen den verbleibenden Anteilscheininhabem 
und den Rückgabewilligen sichern. 

Zu § 22 

Eine weitgehende gesetzlich vorgeschriebene Ver- 
tragsgestaltung und die Genehmigungspflicht durch 
die Aufsichtsbehörde soll die größtmögliche Trans- 
parenz der Sondervermögen gewährleisten. Dabei 
sind keine Abweichungen seitens der Unterneh- 
mensbeteiligungsgesellschaft von ihren Vertrags- 
bedingungen zulässig. 

Zu §§ 23 bis 27 

Für die Sondervermögen, deren Anteilscheine 
Öffentlich vertrieben und von der Unternehmens- 
beteiligungsgesellschaft zurückgekauft werden, müs- 
sen entsprechend den neuen Vorschriften des Ge- 
setzes über Kapitalanlagegesellschaften analoge 
Regelungen eingeführt werden. 

Zu § 28 

Da die Beteiligungen nicht wie die Gegenstände 
des Sondervermögens von Investmentgesellschaften 
an der Börse täglich notiert werden, muß eine 
Bewertung durch die Geschäftsführung erfolgen. 
Hierfür stellt das Gesetz Bewertungsgrundsätze 
auf. Die fachlich und persönlich geeigneten Sach- 
verständigen überprüfen jene Bewertung und neh- 
men bei entscheidenden Neubewertungsmöglich- 
keiten diese selbst vor. 

Zu § 29 

Für die Sondervermögen ist eine weitgehende 
Rechnungslegung und ihre Veröffentlichung in 
Quartalsberichten vorgeschrieben. Dabei unterliegt 
die Prüfung der Rechnungslegung einem Wirt- 
schaftsprüfer. 
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Zu § 30 

Um Bewertungsmißbrauch durch die Geschäftsfüh- 
rung zu verhindern, sind die Beteiligungen mit dem 
fortgeschriebenen Anschaffungspreis in der Bewer- 
tung anzusetzen, soweit kein amtlich notierter 
Marktpreis feststeht. Ein Abgehen davon ist nur 
mit Zustimmung des Sachverständigenausschusses 
möglich. 

Damit jedoch der Tageswert der Beteiligungen an- 
genähert in die Bewertung eingeht, ist jede Be- 
teiligung spätestens alle drei Jahre von dem Sach- 
verständigenausschuß obligatorisch neu zu bewer- 
ten. 

Zu § 31 

Die Ausgabe von Anteilscheinen bei börsennotier- 
ten und -gehandelten Anteilscheinen mußte geson- 
dert geregelt werden. Die Bezugsrechtregelung trägt 
der Forderung Rechnung, daß durch Neuausgabe 
von Anteilscheinen die Alt-Anteilinhaber nicht ge- 
schädigt werden dürfen. Eine Befreiung ist für die 
Geschäftsführung deshalb nur möglich, wenn sie 
ihre Vergütung an dem Anlagenutzen der Alt- 
Anteilinhaber bemißt und somit eine Interessen- 
identität gewährleistet ist. 


Zu §§ 32 und 34 

Die Regelungen sind aus den Vorschriften über das 
unternehmensbewertete Sondervermögen zum 
Schutz der Anteilinhaber übernommen. 


Zu § 33 

Der Unternehmensbeteiligungsgesellsdiaft mußte 
bei börsengehandelten Anteilscheinen ein Rückkauf 
in geringem Umfang zur Kurspflege eingeräumt 
werden. 


j Zu § 37 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, daß Erträge des 
Sondervermögens beim Anteilsinhaber Einkünfte 
aus Kapitalvermögen sind, also nicht Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb, es sei denn, daß es sich um 
betriebliche Einnahmen des Anteilscheininhabers 
handelt. Außerdem ist das steuerliche Zuflußprin- 
zip geregelt. 

j In Absatz 2 sollen durch Anwendung des § 6 b EStG 
steuerliche Belastungen vermieden werden, die 
I durch Umschichtung der Beteiligungen im Interesse 
j der Anleger erforderlich werden. 

I 

Zu §38 

I Die Vorschrift ist den Bestimmungen des Kapital- 
anlagegesetzes nachgebildet, wobei die Steuer- 
freiheit der Veräußerungsgewinne aus Beteiligun- 
, gen an nicht emissionsfähigen Unternehmen nur 
i gewährt wird, wenn sie mindestens zwei Jahre 
I im Sondervermögen gehalten worden sind. 

1 

Zu § 39 

Auch diese Vorschrift ist den Bestimmungen des 
Kapitdlanlagegesetzes angepaßt unter Berücksichti- I 
i gung der Besonderheiten dieses Gesetzes. 

i Zu §40 

Da die Thesaurierung für Sondervermögen nicht 
ausgeschlossen ist, ist eine dem Kapitalanlagege- 
setz entsprechende Vorschrift erforderlich. 

Zu § 41 

Diese Bestimmung hat im wesentlichen klarstellen- 
de Bedeutung. 


Zu § 35 

Da der Tageswert der Portefeuilles des Sonder- 
vermögens mit Börsenzulassung durch die Kurs- 
entwicklung festgestellt wird, mußte zur Orien- 
tierung der Anteilscheininhaber entsprechend dem 
Aktiengesetz ein Jahresabschluß nach handelsrecht- 
lichen Vorschriften verankert werden. Zusätzlich 
wird die Unternehmensbeteiligungsgesellschaft ver- 
pflichtet, eine konsolidierte Jahresbilanz und eine 
konsolidierte Gewinn- und Verlustrechnung für den 
Teil ihres Beteiligungsportefeuilles zu erstellen, 
für den eine amtliche Notierung nicht regelmäßig 
erfolgt. 

Zu § 36 

Die Steuerbefreiung des Sondervermögens in Ab- 
satz 1 entspricht der Regelung für Kapitalanlage- 
gesellschaften. 

Gemäß Absatz 2 muß im Verfahren der einheit- 
lichen und gesonderten Feststellung schon aus 
Praktikabilitätsgründen das Sondervermögen der 
Beteiligte am jeweiligen Unternehmen sein. 


Zu § 42 

Auch diese Bestimmung entspricht der Regelung 
im Kapitalanlagegesetz. 

Zu § 43 

Aus § 43 ergeben sich hinsichtlich des zeitlichen 
Anwendungsbereichs keine Besonderheiten gegen- 
über der Regelung im Kapitalanlagegesetz. 

Zu § 44 

Diese Vorschrift befreit die Unternehmensbeteili- 
gungsgesellschaft in einer Übergangszeit davon, 
Zertifikate für ein Sondervermögen öffentlich an- 
bieten zu müssen. In jenem Zeitraum sind die 
strengen Anlegervorschriften partiell eingeschränkt. 
Der Aufbau eines Sondervermögens nach dem 
UBGG wird dadurch erleichtert. Gleichzeitig ge- 
währt die Rechnungslegung in der Zeit vor der 
öffentlichen Erstausgabe von Zertifikaten den Neu- 
anlegern für eine eigene Bewertung einen ange- 
messenen Einblick in die Geschäftsführung des 
Fonds. 
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Zu § 45 

Aus der Übergangsvorschrift des § 45 Abs. 1 folgt, 
daß eine Befreiung vom öffentlichen Anbieten 
während einer Anlaufzeit die Anwendung der 
steuerlichen Vorschriften nicht ausschließt, um den 
im Interesse der Anlieger notwendigen Anlauf- 
prozeß eines Sondervermögens nicht zu hemmen. 
Durch Absatz 2 soll den gegenwärtig schon be- 
stehenden Kapitalbeteiligungsgesellschaften gleich 
welcher Rechtsform die Übertragung ihrer Beteili- 
gungen und sonstigen Vermögensgegenstände auf 
Unternehmensbeteiligungsgesellschaften steuerlich 
so weit wie möglich erleichtert werden. 
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